Deutscher Bundestag 
11. Wahlperiode 


Drucksache 11/1972 


09. 03. 88 


Sachgebiet 931 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Frau Brahmst-Rock, Weiss (München) 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/1918 — 


Erhalt der DB-Strecke Wuppertal-Elberfeld -Wuppertal-Cronenberg 


A. Problem 

Die Bundesregierung soll dazu veranlaßt werden, sicherzustellen, 
daß der Reisezugverkehr auf der Bundesbahnstrecke von Wupper- 
tal-Elberfeld nach Wuppertal-Cronenberg alsbald wLederaufge- 
nommen wird. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrages zum jetzigen Zeitpunkt, weü über die 
weitere Bedienung z^vischen Bundesbahnvorstand und Land 
Nordrhein- Westfalen Verhandlungen laufen. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN besteht auf Annahme des Antrages. 

Die Fraktion der SPD wünscht ebenfalls Wiederaufnahme des 
Fährbetriebes, jedoch sollen die Kosten in den Bundeshaushalt 
übernommen werden. 


D. Kosten 


entfallen 



Drucksache 11/1972 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag in Drucksache 11/1918 abzulehnen. 


Bonn, den 9. März 1988 


Der Ausschuß für Verkehr 
Lemmrich 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Lemmrich 


Der Antrag in Drucksache 11/1918 wurde in der 
65. Sitzung des Deutschen Bundestages am 4. März 
1988 dem Verkehrsausschuß federführend sowie dem 
Haushaltsausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der 
Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung 
am 19. März 1988 behandelt. 

Die 1 1 km lange Bundesbahnstrecke von Wuppertal- 
Elberfeld nach Wuppertal-Cronenberg wird zur Zeit 
wegen technischer Mängel nicht befahren. Die In- 
standsetzung der Strecke würde einen Aufwand von 
2,3 Mio. DM erfordern. Die Instandsetzungsarbeiten 
sind jedoch zurückgestellt worden, weil zwischen 
Bundesbahn und dem Lande Nordrhein-Westfalen 
zur Zeit Verhandlungen über eine Rahmenvereinba- 
rung geführt werden, in die auch die fragliche Strecke 
einbezogen wurde. Die Bundesbahn hat außerdem 
ein Stillegungsverfahren nach den Vorschriften des 
Bundesbahngesetzes eingeleitet. 

Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und FDP sehen bei dieser Sachlage keinen Anlaß, die 
Bundesregierung zu den in dem Entschließungstext 
vorgeschlagenen Maßnahmen zu veranlassen. Bis zur 


endgültigen Klärung der Zukunft der Strecke sollten 
die notwendigen Investitionen zurückgestellt wer- 
den. 

Die Fraktion der SPD wünscht Wiederaufnahme des 
Fährbetriebes und Übernahme der notwendigen Fi- 
nanzmittel in den Bundeshaushalt. Die Bundesregie- 
rung soll außerdem dazu aufgefordert werden, die 
Mitverantwortung für den öffentlichen Personennah- 
verkehr in der Fläche zu übernehmen und geeignete 
Rahmenbedingungen für die Bundesbahn als bevor- 
zugtes Verkehrsmittel auch in der Fläche zu schaf- 
fen; dabei sollen Streckenstillegungen weitgehend 
vermieden werden. Ein entsprechender Ände- 
rungsantrag fand jedoch nicht die Mehrheit im Aus- 
schuß. 

Die Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN bestehen auf 
unveränderte Annahme des Antrages. 

Der Ausschuß für Verkehr schlägt somit mit Stimmen- 
mehrheit vor, den Entschließungsantrag abzulehnen. 
Der Haushaltsausschuß hat im Wege der Mitberatung 
ebenfalls Ablehnung empfohlen. 


Bonn, den 9. März 1988 


Lemmrich 


Berichterstatter 
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